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Beschlussempfehlung 

 Ausschuss 

für Wissenschaft und Kultur 

 

Hannover, den 02.12.2015 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Beteiligungskultur innerhalb der Hochschulen 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/3949 

Berichterstatter: Abg. Ottmar von Holtz (GRÜNE) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

 

Der Ausschuss für Wissenschaft und Kultur empfiehlt dem Landtag, 

1. den Gesetzentwurf mit den aus der Anlage ersichtlichen Änderungen anzunehmen sowie 

2. die in die Beratungen einbezogene Eingabe 02368 für erledigt zu erklären. 

 

Matthias Möhle 

Vorsitzender 
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Gesetz   

zur Stärkung der Beteiligungskultur  

innerhalb der Hochschulen 

Gesetz   

zur Stärkung der Beteiligungskultur  

innerhalb der Hochschulen 

  

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Hochschulgesetz in der 

Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), zu-

letzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 

16. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 436), wird wie folgt 

geändert: 

 Das Niedersächsische Hochschulgesetz in der  

Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), zu-

letzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 

16. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 436), wird wie folgt 

geändert: 

  

 0/1. § 2 wird wie folgt geändert: 

  

 a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Ab-

satz. 

  

 b) Absatz 2 wird gestrichen. 

  

  1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:   1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  

a) Satz 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung: a) unverändert 

  

„7. die Mitwirkung an der sozialen Förde-

rung der Studierenden unter Berücksich-

tigung der besonderen Bedürfnisse von 

Studierenden mit Kindern oder pflege-

bedürftigen Angehörigen und Studieren-

den mit Behinderungen oder chroni-

schen Erkrankungen, wobei die Hoch-

schulen dafür Sorge tragen, dass Stu-

dierende mit Behinderungen oder chro-

nischen Erkrankungen in ihrem Studium 

nicht benachteiligt werden und die An-

gebote der Hochschule möglichst ohne 

fremde Hilfe in Anspruch nehmen kön-

nen,“. 

 

  

b) Es werden die folgenden Sätze 4 und 5 ange-

fügt: 

b) Es werden die folgenden neuen Sätze 2 

und 3 eingefügt: 

  

„
4
Die Hochschulen tragen den berechtigten 

Interessen ihres Personals an guten Beschäf-

tigungsbedingungen, insbesondere an unbe-

fristeten Beschäftigungsverhältnissen und bei 

befristeten Beschäftigungsverhältnissen an 

möglichst langen Laufzeiten, angemessen 

Rechnung. 
5
Zur Wahrnehmung der Belange 

von Studierenden mit Behinderungen oder 

chronischen Erkrankungen bestellt die Hoch-

schule eine Beauftragte oder einen Beauftrag-

„
2
Die Hochschulen tragen den berechtigten 

Interessen ihres Personals an guten Beschäf-

tigungsbedingungen, insbesondere an unbe-

fristeten Beschäftigungsverhältnissen und bei 

befristeten Beschäftigungsverhältnissen an 

möglichst langen Laufzeiten, angemessen 

Rechnung. 
3
Zur Wahrnehmung der Belange 

von Studierenden mit Behinderungen oder 

chronischen Erkrankungen (Satz 1 Nr. 7) be-

stellt die Hochschule eine Beauftragte oder 
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ten; das Nähere regelt die Grundordnung.“ einen Beauftragten; das Nähere regelt die 

Grundordnung.“ 

  

 c) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sät-

ze 4 und 5. 

  

 d) Der neue Satz 4 erhält folgende Fassung: 

  

 „
4
Bei der Wahrnehmung der Aufgaben 

wirken die Hochschulen untereinander 

und mit anderen staatlichen und staatlich 

geförderten Forschungs- und Bildungsein-

richtungen zusammen.“ 

  

 1/1. In § 4 Satz 2 wird das Wort „kann“ durch das 

Wort „soll“ ersetzt. 

  

  2. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:   2. § 5 erhält folgende Fassung: 

  

 „§ 5 

 Evaluation von Forschung und Lehre 

  

  (1) 
1
Die Hochschule ermöglicht mindes-

tens einmal jährlich eine Bewertung der Quali-

tät der Lehrveranstaltungen durch die Studie-

renden. 
2
Die Hochschule bewertet in regelmä-

ßigen Abständen die Erfüllung ihrer Aufgaben 

in Forschung und Lehre (interne Evaluation) 

und berücksichtigt dabei, wie sie ihrem Gleich-

stellungsauftrag (§ 3 Abs. 3 Satz 1) Rechnung 

getragen und zur Förderung der Frauen- und 

Geschlechterforschung (§ 3 Abs. 3 Satz 2) bei-

getragen hat. 
3
In die Bewertung der Lehre be-

zieht die Hochschule auch die Ergebnisse nach 

Satz 1 ein und beteiligt die Studierenden. 
4
Das 

Nähere, insbesondere zum Verfahren der inter-

nen Evaluation und den dabei anzuwendenden 

Evaluationskriterien, regelt die Hochschule in 

einer Ordnung. 

  

  (2) Zur Qualitätssicherung und  

-verbesserung führen unabhängige, wissen-

schaftsnahe Einrichtungen in angemessenen 

Abständen externe Evaluationen durch. 

  

  (3) Die Ergebnisse der Verfahren nach den 

Absätzen 1 und 2 sind zu veröffentlichen.“ 

  

a) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt: a) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neufas-

sung des § 5 enthalten) 
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„
3
Bei der internen Evaluation nach Satz 1 ist 

auch zu berücksichtigen, wie dem Gleichstel-

lungsauftrag (§ 3 Abs. 3 Satz 1) Rechnung 

getragen und zur Förderung der Frauen- und 

Geschlechterforschung (§ 3 Abs. 3 Satz 2) 

beigetragen wurde.“ 

 

  

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 

und 5. 

b) wird gestrichen 

  

c) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und erhält 

folgende Fassung: 

c) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neufas-

sung des § 5 enthalten) 

  

„
6
Die Evaluationsergebnisse sind zu veröf-

fentlichen.“ 

 

  

  3. § 6 wird wie folgt geändert:   3. unverändert 

  

a) In Absatz 3 Satz 4 Halbsatz 2 wird das Wort 

„auch“ durch die Worte „insbesondere für be-

rufsbegleitende Bachelor- und Masterstudien-

gänge sowie“ ersetzt. 

 

  

b) Absatz 4 Satz 4 erhält folgende Fassung:  

  

„
4
Postgraduale Studiengänge, die zu einem 

Mastergrad führen, dauern höchstens zwei 

Jahre; Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.“ 

 

  

  4. § 7 wird wie folgt geändert:   4. § 7 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Absatz 3 Satz 5 werden die Worte „behin-

derter Studierender“ durch die Worte „von 

Studierenden mit Behinderungen oder chroni-

schen Erkrankungen“ ersetzt. 

a) unverändert 

  

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Es wird der folgende neue Satz 1 einge-

fügt: 

aa) Es werden die folgenden neuen Sät-

ze 0/1 und 1 eingefügt: 

  

„
1
Die Hochschule kann von den Prüflin-

gen eine Versicherung an Eides statt 

verlangen und abnehmen, wonach die 

Prüfungsleistung von ihnen selbständig 

und ohne unzulässige fremde Hilfe er-

bracht worden ist.“ 

„
0/1

Studien- und Prüfungsordnungen 

dürfen eine Verpflichtung der Studie-

renden zur Anwesenheit in Lehrver-

anstaltungen nur vorsehen, wenn 

diese erforderlich ist, um das Ziel ei-

ner Lehrveranstaltung zu erreichen. 
1
Die Hochschule darf von den Prüflin-

gen eine Versicherung an Eides statt 

verlangen und abnehmen, wonach die 

Prüfungsleistung von ihnen selbständig 

und ohne unzulässige fremde Hilfe er-

bracht worden ist.“ 
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bb) Der bisherige Wortlaut wird Satz 2. bb) unverändert 

  

c) In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort 

„Arbeit“ ein Komma und die Worte „der Bil-

dung und Erziehung in der Kindheit“ einge-

fügt. 

c) unverändert 

  

  5. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung:   5. unverändert 

  

 „(1) 
1
Aufgrund einer Hochschulprüfung, mit 

der ein erster berufsqualifizierender Abschluss er-

worben wird, verleiht die Hochschule einen Ba-

chelorgrad. 
2
Aufgrund einer Hochschulprüfung, mit 

der ein weiterer berufsqualifizierender Abschluss 

erworben wird, verleiht die Hochschule einen Mas-

tergrad.“ 

 

  

  6. § 9 wird wie folgt geändert:   6. § 9 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte  

„Master-, Diplom- oder Magisterstudiengänge“ 

durch das Wort „Masterstudiengänge“ ersetzt. 

a) unverändert 

  

b) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz 3 ange-

fügt: 

b) ____ Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

  

 aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

  

 „
2
Die Promotionsordnung regelt zur 

Sicherstellung der Qualität der Be-

treuung des Promotionsvorhabens 

ein Verfahren zur Annahme als Dok-

torandin oder als Doktorand, die wei-

teren Voraussetzungen für die Zulas-

sung zum Promotionsverfahren, das 

Nähere zur Eignungsfeststellung 

nach Absatz 2 Satz 2 und zur Durch-

führung des Promotionsverfahrens 

sowie die Voraussetzungen für ge-

meinsame Promotionsverfahren.“  

  

 bb) Es werden die folgenden Sätze 3 

und 4 angefügt: 

  

„
3
§ 7 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend.“ „

3
§ 7 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend. 

4
Das Verfahren zur Annahme als Dok-

torandin oder als Doktorand kann 

auch in einer anderen Ordnung als 

der Promotionsordnung geregelt 

werden.“ 
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c) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: c) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: 

  

 „(4) 
1
Die nach Maßgabe einer Ordnung 

zur Promotion angenommenen Doktorandin-

nen und Doktoranden wählen die Mitglieder 

einer Promovierendenvertretung. 
2
Die Pro-

movierendenvertretung berät über die die 

Doktorandinnen und Doktoranden betreffen-

den Fragen und gibt hierzu gegenüber den 

Organen der Hochschule Empfehlungen ab. 
3
Der Fakultätsrat hat der Promovierendenver-

tretung Gelegenheit zu geben, zu Entwürfen 

von Promotionsordnungen Stellung zu neh-

men. 
4
Ein Mitglied der Promovierendenvertre-

tung nimmt in der Regel an den Sitzungen 

des Senats und des Fakultätsrats beratend 

teil.“ 

 „(4) 
1
Die __________ angenommenen 

Doktorandinnen und Doktoranden wählen die 

Mitglieder einer Promovierendenvertretung. 
1/1

Das Nähere zur Wahl der Promovieren-

denvertretung regelt die Hochschule in ei-

ner Ordnung. 
2
Die Promovierendenvertre-

tung berät über die die Doktorandinnen und 

Doktoranden betreffenden Fragen und gibt 

hierzu gegenüber den Organen der Hoch-

schule Empfehlungen ab. 
3
Der Fakultätsrat 

hat der Promovierendenvertretung Gelegen-

heit zu geben, zu Entwürfen von Promotions-

ordnungen Stellung zu nehmen. 
4
Ein Mitglied 

der Promovierendenvertretung nimmt in der 

Regel an den Sitzungen des Senats und des 

Fakultätsrats beratend teil.“ 

  

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. d) unverändert 

  

  7. § 9 a Abs. 3 wird wie folgt geändert:   7. unverändert 

  

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.  

  

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:  

  

„
2
§ 7 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend.“  

  

  8. In § 16 wird nach Absatz 1 der folgende Absatz 1 a 

eingefügt: 

  8. ____ § 16 wird wie folgt geändert:  

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  

 aa) In Satz 1 wird nach den Worten  

„sowie die“ das Wort „angenomme-

nen“ eingefügt. 

  

 bb) Satz 4 wird gestrichen. 

  

 b) Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1 a 

eingefügt: 

  

 „(1 a) 
1
Die Hochschule kann Personen, die 

die Einstellungsvoraussetzungen nach § 25 erfül-

len und in einem gemeinsamen Berufungsverfah-

ren nach § 26 Abs. 8 Satz 2 berufen worden sind, 

für die Dauer der Beschäftigung bei der wissen-

schaftlichen Einrichtung die Eigenschaft eines Mit-

glieds der Hochschule in der Hochschullehrergrup-

pe verleihen. 
2
Personen nach Satz 1 sind verpflich-

tet, Aufgaben in der Lehre wahrzunehmen. 
3
Sie 

haben das Recht, für die Dauer des Beschäfti-

gungsverhältnisses an der wissenschaftlichen Ein-

 „(1 a) 
0/1

Abweichend von Absatz 1 

sind Mitglieder der Hochschule in der 

Hochschullehrergruppe auch Professorin-

nen und Professoren sowie Juniorprofes-

sorinnen und Juniorprofessoren, die nach 

einer gemeinsamen Berufung mit einer 

wissenschaftlichen Einrichtung außerhalb 

des Hochschulbereichs oder im Rahmen 

von Kooperationsvereinbarungen dienstli-

che Aufgaben an der Hochschule wahr-

nehmen, ohne an der Hochschule haupt-
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richtung den Titel ,Professorin“ oder „Professor‘ zu 

führen. 
4
Das Nähere regelt die Grundordnung.“ 

beruflich tätig zu sein. 
1
Das Gleiche gilt für 

Personen, die die Einstellungsvoraussetzun-

gen nach § 25 erfüllen und in einem gemein-

samen Berufungsverfahren nach § 26 Abs. 8 

Satz 2 berufen worden sind, für die Dauer 

des ausschließlichen Beamten- oder Ar-

beitsverhältnisses bei der wissenschaftli-

chen Einrichtung. 
2
Personen nach Satz 1 sind 

verpflichtet, an der Hochschule Aufgaben in 

der Lehre wahrzunehmen. 
3
Sie haben das 

Recht, für die Dauer des Beschäftigungsver-

hältnisses an der wissenschaftlichen Einrich-

tung den Titel ‚Professorin‘ oder ‚Professor‘ 

zu führen. 
4
Das Nähere zu Satz 2 regelt die 

Grundordnung.“ 

  

  9. § 18 Abs. 8 erhält folgende Fassung:   9. § 18 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

  

 „(8) 
1
Die Zugangsberechtigung zu weiterfüh-

renden Studiengängen und Masterstudiengängen 

setzt einen Bachelorabschluss oder gleichwertigen 

Abschluss voraus. 
2
Fehlen noch einzelne Prü-

fungsleistungen für den Bachelorabschluss oder 

den gleichwertigen Abschluss, so erfolgt eine vor-

läufige Einschreibung, wenn aufgrund des bisheri-

gen Studienverlaufs, insbesondere der bislang vor-

liegenden Prüfungsleistungen, zu erwarten ist, 

dass der Abschluss spätestens bis zum Ende des 

ersten Semesters des Masterstudiengangs erlangt 

wird, wobei die Hochschule die jeweilige Frist in ei-

ner Ordnung festsetzt; die Einschreibung erlischt, 

wenn das Bachelorzeugnis nicht zu einer von der 

Hochschule festgesetzten Frist eingereicht wird 

und die Bewerberin oder der Bewerber dies zu ver-

treten hat. 
3
In konsekutiven Masterstudiengängen 

ist darüber hinaus eine fachliche Eignung erforder-

lich, die die Hochschule auf der Grundlage einer 

Ordnung feststellt. 
4
In weiterbildenden Masterstu-

diengängen ist zudem eine berufspraktische Erfah-

rung nachzuweisen, die mindestens ein Jahr dau-

ern soll. 
5
Das Nähere regelt eine Ordnung.“ 

 „(8) 
1
Die Zugangsberechtigung zu weiterfüh-

renden Studiengängen und Masterstudiengängen 

hat, wer einen Bachelorabschluss oder einen 

gleichwertigen Abschluss besitzt und 

 

1. bei beabsichtigter Aufnahme eines konse-

kutiven Masterstudiengangs ein fachlich hier-

für geeignetes, vorangegangenes Studium 

oder 

 

2. bei beabsichtigter Aufnahme eines weiter-

bildenden Studiengangs berufspraktische Er-

fahrung, die mindestens ein Jahr gedauert 

haben soll, 

 

nachweisen kann.
 2

Eine Person ist vorläufig zu-

gangsberechtigt, wenn ihr für den Bachelorab-

schluss oder den gleichwertigen Abschluss noch 

einzelne Prüfungsleistungen fehlen, aber aufgrund 

des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere der 

bislang vorliegenden Prüfungsleistungen, zu erwar-

ten ist, dass sie den Abschluss spätestens bis zum 

Ende des ersten Semesters des Masterstudien-

gangs oder des weiterführenden Studiengangs 

erlangen wird__________; das ____Zeugnis ist 

innerhalb einer von der Hochschule festzuset-

zenden Frist vorzulegen __________. 
3
_________ (jetzt in Satz 1 Nummer 1 enthalten) 

4
__________ (jetzt in Satz 1 Nummer 2 enthalten) 

5
Das Nähere, insbesondere zur Feststellung der 

fachlichen Eignung eines vorangegangenen 

Studiums, regelt eine Ordnung.“ 
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 9/1. § 19 Abs. 6 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

  

 „
3
Exmatrikuliert

 
ist 

  

 1. zum Ende des Semesters, wer sich nach 

Mahnung unter Fristsetzung mit Andro-

hung der Exmatrikulation nicht innerhalb 

der Frist rückmeldet oder fällige Abgaben 

oder Entgelte nicht innerhalb der Frist be-

zahlt, oder 

  

 2. mit Fristablauf, wer im Fall des § 18 Abs. 8 

Satz 2 Halbsatz 2 das Zeugnis nicht inner-

halb der von der Hochschule festgesetzten 

Frist vorlegt und die fehlende Vorlage zu 

vertreten hat.“ 

  

10. Nach § 20 wird der folgende § 20 a eingefügt: 10. Nach § 20 wird der folgende § 20 a eingefügt: 

  

„§ 20 a „§ 20 a 

Studierendeninitiative Studierendeninitiative 

  
 1

Die Studierenden der Hochschule können 

verlangen, dass ein Organ der Hochschule über 

eine bestimmte Angelegenheit, für die es gesetz-

lich zuständig ist, berät und entscheidet (Studie-

rendeninitiative). 
2
Die Studierendeninitiative muss 

von mindestens drei vom Hundert der Studieren-

den der Hochschule unterzeichnet sein. 
3
Das Nä-

here regelt die Grundordnung. 
4
Hat ein Antrag 

nach Satz 1 einen Gegenstand zum Inhalt, für den 

der Senat oder der Fakultätsrat zuständig ist, so 

soll die Beratung und Beschlussfassung dieses 

Organs hochschulöffentlich erfolgen.“ 

 1
Die Studierenden der Hochschule können 

verlangen, dass ein Organ der Hochschule über 

eine bestimmte Angelegenheit, für die es nach 

diesem Gesetz zuständig ist, berät und entschei-

det (Studierendeninitiative). 
2
Die Studierendeniniti-

ative muss von mindestens drei vom Hundert der 

Studierenden der Hochschule unterzeichnet sein. 
3
Das Nähere regelt die Grundordnung. 

4
Hat ein An-

trag nach Satz 1 einen Gegenstand zum Inhalt, für 

den der Senat oder der Fakultätsrat zuständig ist, 

so soll die Beratung und Beschlussfassung dieses 

Organs hochschulöffentlich erfolgen.“ 

  

11. § 26 wird wie folgt geändert: 11. § 26 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Es wird die folgende neue Nummer 3 

eingefügt: 

aa) Es wird die folgende neue Nummer 3 

eingefügt: 

  

„3. bei Vorliegen eines zwischen dem 

Fachministerium und der Hoch-

schule abgestimmten Qualitätssi-

cherungskonzeptes eine Professo-

rin oder ein Professor der Besol-

dungsgruppe W 2 auf Zeit in eine 

Professur der Besoldungsgruppe 

W 3 auf Lebenszeit berufen wer-

den soll; dies gilt nicht, wenn sie 

oder er vor der Ernennung zur Pro-

fessorin oder zum Professor auf 

„3. eine Professorin oder ein Professor 

auf Zeit der Besoldungsgruppe W 2 

bei Vorliegen eines zwischen dem 

Fachministerium und der Hoch-

schule abgestimmten Qualitätssi-

cherungskonzeptes auf eine Pro-

fessur auf Lebenszeit der Besol-

dungsgruppe W 3 berufen werden 

soll; dies gilt nicht, wenn sie oder 

er vor der Ernennung zur Professo-

rin oder zum Professor auf Zeit ei-
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Zeit eine Juniorprofessur oder 

Nachwuchsgruppenleitung an der-

selben Hochschule innehatte und 

gemäß § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 als 

Professorin oder Professor weiter-

beschäftigt worden ist,“. 

ne Juniorprofessur oder Nach-

wuchsgruppenleitung an derselben 

Hochschule innehatte und nach 

Nummer 1 ohne Ausschreibung 

als Professorin oder Professor wei-

terbeschäftigt worden ist,“. 

  

bb) Die bisherigen Nummern 3 und 4 wer-

den Nummern 4 und 5. 

bb) unverändert 

  

 bb/1) Am Ende der neuen Nummer 4 wird 

das Wort „oder“ angefügt. 

  

cc) Am Ende der neuen Nummer 5 werden 

das Komma und das Wort „oder“ durch 

einen Punkt ersetzt. 

cc) unverändert 

  

dd) Die bisherige Nummer 5 wird gestrichen. dd) unverändert 

  

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

  

aa) In Satz 2 wird die Zahl „80“ durch die 

Zahl „81“ ersetzt. 

aa) unverändert 

  

bb) Es wird der folgende neue Satz 3 einge-

fügt: 

bb) Es wird der folgende neue Satz 3 einge-

fügt: 

  

„
3
Auf Antrag wird Personen nach Satz 1 

die Beihilfeberechtigung nach § 80 NBG 

zugesprochen.“ 

„
3
Auf Antrag wird Personen nach Satz 1 

ein Anspruch auf Beihilfe in entspre-

chender Anwendung des § 80 NBG 

eingeräumt.“ 

  

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. cc) unverändert 

  

c) Absatz 8 wird wie folgt geändert: c) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und 

darin werden das Semikolon und der 

Halbsatz 2 gestrichen. 

  

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: bb) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 

angefügt: 

  

„
2
Die Hochschulen können gemeinsame 

Berufungsverfahren mit wissenschaftli-

chen Einrichtungen, die keiner Hoch-

schule angehören, auch in der Weise 

durchführen, dass mit der berufenen 

Person ein Beamten- oder Arbeitneh-

merverhältnis nur zu der wissenschaftli-

chen Einrichtung begründet wird; das 

Nähere regelt die Grundordnung.“ 

„
2
Die Hochschulen können gemeinsame 

Berufungsverfahren mit wissenschaftli-

chen Einrichtungen, die keiner Hoch-

schule zugehören, auch in der Weise 

durchführen, dass ________ ein Beam-

ten- oder Arbeitsverhältnis nur zwi-

schen der wissenschaftlichen Einrich-

tung und der berufenen Person be-

gründet wird; __________. 
3
Das Nähere 

zu den Sätzen 1 und 2, insbesondere 
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zur Mitwirkung der wissenschaftli-

chen Einrichtung an dem Verfahren 

nach den Absätzen 2 und 3, regelt die 

Grundordnung.“ 

  

12. § 27 Abs. 8 wird gestrichen. 12. § 27 wird wie folgt geändert: 

  

 a) In der Überschrift wird das Wort „Sonder-

regelungen“ durch die Worte „Besondere 

Bestimmungen“ ersetzt. 

  

 b) Absatz 8 wird gestrichen. 

  

 12/1. § 31 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

  

  „(4) 
1
Soll das Beschäftigungsverhältnis 

auch die wissenschaftliche Weiterqualifikation 

ermöglichen, so ist eine Beschäftigung im Um-

fang von mindestens der Hälfte der regelmäßi-

gen Arbeitszeit der Angestellten im öffentlichen 

Dienst zu vereinbaren. 
2
Den wissenschaftlichen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist in den Fäl-

len des Satzes 1 im Rahmen ihrer Dienstaufga-

ben im Umfang von mindestens einem Drittel 

der vereinbarten Arbeitszeit Gelegenheit zu 

selbständiger vertiefter wissenschaftlicher Ar-

beit zu geben. 
3
Die Laufzeit der Arbeitsverträge 

ist in den Fällen des Satzes 1 so zu bemessen, 

dass sie die angestrebte Qualifizierung ermög-

licht; werden für die Qualifizierung oder für das 

Vorhaben, in dessen Rahmen die Qualifizierung 

erfolgen soll, befristet Mittel bewilligt, so soll 

bei der Bemessung der Laufzeit der Arbeitsver-

träge die Dauer der Mittelbewilligung berück-

sichtigt werden.“ 

  

13. § 37 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 13. § 37 wird wie folgt geändert: 

  

 a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 

„gestalten“ ein Komma und die Worte „die 

Entscheidungen des Senats über die Ent-

wicklungsplanung vorzubereiten“ einge-

fügt. 

  

 b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

  

 „(4) 
1
Dem Präsidium gehören neben der Prä-

sidentin oder dem Präsidenten eine hauptberufli-

che Vizepräsidentin oder ein hauptberuflicher Vi-

zepräsident für die Personal- und Finanzverwal-

tung und mindestens eine nebenberufliche Vize-

präsidentin oder ein nebenberuflicher Vizepräsi-

dent an. 
2
Die Grundordnung kann eine weitere 

 „(4) 
1
Dem Präsidium gehören neben der 

Präsidentin oder dem Präsidenten eine 

hauptberufliche Vizepräsidentin oder ein 

hauptberuflicher Vizepräsident für die Perso-

nal- und Finanzverwaltung und mindestens 

eine nebenberufliche Vizepräsidentin oder ein 

nebenberuflicher Vizepräsident an. 
2
Die 
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hauptberufliche Vizepräsidentin oder einen weite-

ren hauptberuflichen Vizepräsidenten für Studium, 

Lehre und studentische Belange vorsehen.
 3

Dem 

Präsidium dürfen insgesamt nicht mehr als sechs 

Mitglieder angehören.
 4

Die Anzahl der nebenberuf-

lichen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten und 

die Geschäftsbereiche der Mitglieder des Präsidi-

ums regelt die Grundordnung. 
5
Die Vizepräsiden-

tinnen und Vizepräsidenten nehmen die Aufgaben 

in ihrem Geschäftsbereich selbständig wahr. 
6
Die 

hauptberufliche Vizepräsidentin oder der hauptbe-

rufliche Vizepräsident für die Personal- und Fi-

nanzverwaltung ist Beauftragte oder Beauftragter 

für den Haushalt nach § 9 LHO. 
7
Das Nähere regelt 

die Grundordnung. 
8
Die Grundordnung kann die 

ständige Vertretung der Präsidentin oder des Prä-

sidenten in Rechts- und Verwaltungsangelegenhei-

ten durch die hauptberufliche Vizepräsidentin oder 

den hauptberuflichen Vizepräsidenten für die Per-

sonal- und Finanzverwaltung vorsehen.“ 

Grundordnung kann eine weitere hauptberuf-

liche Vizepräsidentin oder einen weiteren 

hauptberuflichen Vizepräsidenten für Studi-

um, Lehre und studentische Belange vorse-

hen. 
2/1

Hochschulen mit mehr als 200 

Planstellen für Professorenämter, deren 

Träger eine Stiftung ist oder denen als Ein-

richtung des Landes sämtliche für ihren 

Bereich zuvor vom Staatlichen Bauma-

nagement Niedersachsen wahrgenomme-

nen Bauaufgaben dauerhaft übertragen 

worden sind, können in ihrer Grundord-

nung zudem eine weitere hauptberufliche 

Vizepräsidentin oder einen weiteren 

hauptberuflichen Vizepräsidenten für Infra-

struktur vorsehen. 
3
Dem Präsidium dürfen 

insgesamt nicht mehr als sechs Mitglieder 

angehören. 
4
Die Anzahl der nebenberuflichen 

Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten 

__________ regelt die Grundordnung. 
5
Die 

Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten 

nehmen die Aufgaben in ihrem Geschäftsbe-

reich selbständig wahr. 
6
Die hauptberufliche 

Vizepräsidentin oder der hauptberufliche Vi-

zepräsident für die Personal- und Finanzver-

waltung ist Beauftragte oder Beauftragter für 

den Haushalt nach § 9 LHO. 
7
Das Nähere re-

gelt die Grundordnung. 
8
Die Grundordnung 

kann die ständige Vertretung der Präsidentin 

oder des Präsidenten in Rechts- und Verwal-

tungsangelegenheiten durch die hauptberufli-

che Vizepräsidentin oder den hauptberufli-

chen Vizepräsidenten für die Personal- und 

Finanzverwaltung vorsehen.“ 

  

14. § 39 wird wie folgt geändert: 14. § 39 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Absatz 1 werden die Worte „hauptberufli-

che Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten“ 

durch die Worte „die hauptberufliche Vizeprä-

sidentin oder den hauptberuflichen Vizepräsi-

denten für die Personal- und Finanzverwal-

tung“ ersetzt. 

a) In Absatz 1 werden die Worte „hauptberufli-

che Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten“ 

durch die Worte „die hauptberufliche Vizeprä-

sidentin oder den hauptberuflichen Vizepräsi-

denten für die Personal- und Finanzverwal-

tung sowie die hauptberufliche Vizepräsi-

dentin oder den hauptberuflichen Vizeprä-

sidenten für Infrastruktur“ ersetzt. 

  

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt: b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt: 

  

 „(2) 
1
Sieht die Grundordnung eine 

hauptberufliche Vizepräsidentin oder einen 

hauptberuflichen Vizepräsidenten für Studi-

um, Lehre und studentische Belange vor, so 

gilt § 38 Abs. 2 entsprechend mit der Maßga-

 „(2) 
1
Sieht die Grundordnung eine 

hauptberufliche Vizepräsidentin oder einen 

hauptberuflichen Vizepräsidenten für Studi-

um, Lehre und studentische Belange vor, so 

gilt § 38 Abs. 2 entsprechend mit der Maßga-
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be, dass die Empfehlung der Findungskom-

mission nach § 38 Abs. 2 Satz 2 im Einver-

nehmen mit den studentischen Vertreterinnen 

und Vertretern im Senat sowie der Studien-

qualitätskommission nach § 14 b Abs. 2 zu er-

folgen hat. 
2
Vorgeschlagen werden kann, wer 

Mitglied der Hochschullehrergruppe ist. 
3
Die 

Ernennung oder Bestellung erfolgt in ein Be-

amtenverhältnis auf Zeit für eine Amtsdauer 

von drei Jahren oder in ein entsprechend be-

fristetes Angestelltenverhältnis. 
4
Eine einma-

lige Wiederwahl für eine Amtsdauer von wei-

teren drei Jahren ist möglich. 
5
Mit Zustim-

mung des Senats, des Hochschulrats, der 

studentischen Vertreterinnen und Vertreter im 

Senat sowie der Studienqualitätskommission 

nach § 14 b Abs. 2 kann die Ernennung oder 

Bestellung für die weitere Amtszeit ohne Aus-

schreibung erfolgen.
 6

§ 38 Abs. 4 Sätze 2 

und 3, Abs. 5 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 7 

und 8 gilt entsprechend.“ 

be, dass die Empfehlung der Findungskom-

mission nach § 38 Abs. 2 Satz 2 im Einver-

nehmen mit den studentischen Vertreterinnen 

und Vertretern im Senat, der Studienquali-

tätskommission nach § 14 b Abs. 2 sowie der 

Präsidentin oder dem Präsidenten zu erfol-

gen hat. 
2
Vorgeschlagen werden kann, wer 

Mitglied der Hochschullehrergruppe ist. 
3
Die 

Ernennung oder Bestellung erfolgt in ein Be-

amtenverhältnis auf Zeit für eine Amtsdauer 

von drei Jahren oder in ein entsprechend be-

fristetes Angestelltenverhältnis. 
4
Eine einma-

lige Wiederwahl für eine Amtsdauer von wei-

teren drei Jahren ist möglich. 
5
Mit Zustim-

mung des Senats, des Hochschulrats, der 

studentischen Vertreterinnen und Vertreter im 

Senat sowie der Studienqualitätskommission 

nach § 14 b Abs. 2 kann die Ernennung oder 

Bestellung für die weitere Amtszeit ohne Aus-

schreibung erfolgen.
 6

§ 38 Abs. 4 Sätze 2 

und 3, Abs. 5 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 7 

und 8 gilt entsprechend.“ 

  

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie 

folgt geändert: 

c) unverändert 

  

In Satz 1 werden die Worte „an der Hoch-

schule hauptberuflich beschäftigt“ durch die 

Worte „Mitglieder der Hochschule“ ersetzt. 

 

  

15. Dem § 40 werden die folgenden Sätze 3 und 4 an-

gefügt: 

15. unverändert 

  

„
3
Bestätigt der Hochschulrat den Vorschlag des 

Senats nicht, so unternimmt der Senat einen Eini-

gungsversuch in einer gemeinsamen Sitzung mit 

dem Hochschulrat. 
4
Kommt eine Einigung nicht zu-

stande, so entscheidet der Senat mit einer Mehr-

heit von drei Vierteln der Mitglieder abschließend 

über den Vorschlag.“ 

 

  

16. § 41 wird wie folgt geändert: 16. § 41 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: a) unverändert 

  

„
1
Der Senat beschließt die Entwicklungspla-

nung nach § 1 Abs. 3 Satz 2, die Grundlage 

für die Zielvereinbarung ist, sowie den Gleich-

stellungsplan mit konkreten Ziel- und Zeitvor-

gaben im Einvernehmen mit dem Präsidium.“ 

  

  

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
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aa) Es werden die folgenden neuen Sätze 4 

und 5 eingefügt: 

aa) Es wird der folgende_ neue_ Satz 4 

____ eingefügt: 

  

„
4
Ein Mitglied der Personalvertretung 

gehört dem Senat mit beratender Stim-

me an. 
5
Entsprechendes gilt für die Teil-

nahme eines Mitglieds der Personalver-

tretung der Universitätsmedizin Göttin-

gen an dem Fakultätsrat der Universi-

tätsmedizin Göttingen.“ 

„
4
Ein Mitglied der Personalvertretung 

gehört dem Senat mit beratender Stim-

me an. 
5
__________ (jetzt in § 63 h 

Abs. 2 enthalten)“ 

  

bb) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden 

Sätze 6 und 7. 

bb) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden 

Sätze 5 und 6. 

  

17. § 42 wird wie folgt geändert: 17. § 42 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

  

 „(1) 
1
Der Senat wählt auf Vorschlag der 

Kommission für Gleichstellung eine Gleich-

stellungsbeauftragte. 
2
Die Amtszeit der 

Gleichstellungsbeauftragten beträgt sechs 

Jahre und bei Wiederwahl acht Jahre. 
3
Mit 

Zustimmung des Senats kann die Bestellung 

für jeweils eine weitere Amtszeit ohne Aus-

schreibung erfolgen. 
4
Die Gleichstellungsbe-

auftragte ist hauptberuflich zu beschäftigen. 
5
§ 38 Abs. 6 Sätze 1 und 3 gilt entsprechend. 

6
Die Grundordnung regelt das Nähere zur Er-

richtung und zum Verfahren der Kommission 

sowie zum Verfahren der Wahl der Gleichstel-

lungsbeauftragten. 
7
Die Gleichstellungsbeauf-

tragte und ihre Vertreterin dürfen der Perso-

nalvertretung nicht angehören und nur in ihrer 

Eigenschaft als Gleichstellungsbeauftragte 

oder als deren Vertreterin mit Personalange-

legenheiten befasst sein.“ 

 „(1) 
1
Der Senat wählt auf Vorschlag der 

Kommission für Gleichstellung eine Gleich-

stellungsbeauftragte. 
2
Die Gleichstellungsbe-

auftragte wird bei erstmaliger Wahl für die 

Dauer von sechs Jahren, bei Wiederwahl für 

die Dauer von acht Jahren bestellt. 
3
Mit Zu-

stimmung des Senats ist die Bestellung für 

jeweils eine weitere Amtszeit ohne Aus-

schreibung und abweichend von Satz 1 zu-

lässig. 
4
Die Gleichstellungsbeauftragte ist 

hauptberuflich zu beschäftigen. 
5
§ 38 Abs. 6 

Sätze 1 und 3 gilt entsprechend. 
6
Die Grund-

ordnung regelt das Nähere zur Errichtung und 

zum Verfahren der Kommission für Gleich-

stellung sowie zum Verfahren der Wahl der 

Gleichstellungsbeauftragten. 
7
Die Gleichstel-

lungsbeauftragte und ihre Vertreterin dürfen 

der Personalvertretung nicht angehören und 

nur in ihrer Eigenschaft als Gleichstellungs-

beauftragte oder als deren Vertreterin mit 

Personalangelegenheiten befasst sein.“ 

  

b) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort 

„Gleichstellungsauftrags“ die Angabe „nach 

§ 3 Abs. 3“ eingefügt. 

b) unverändert 

  

c) Absatz 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: c) Absatz 5 ____ wird wie folgt geändert: 

  

„
2
Für die Universitätsmedizin Göttingen ist ei-

ne hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte 

zu wählen, deren Amtszeit sechs Jahre und 

bei Wiederwahl acht Jahre beträgt; § 38 

Abs. 6 Sätze 1 und 3 gilt entsprechend.“ 

__________ 

 aa) Satz 2 wird gestrichen. 
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 bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden 

Sätze 2 und 3. 

  

 cc) Im neuen Satz 3 wird die Angabe 

„1 bis 3“ durch die Angabe „1 und 2“ 

ersetzt. 

  

18. § 48 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 18. § 48 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

  

„
2
Dienstvorgesetzter der hauptberuflichen Mitglie-

der des Präsidiums sowie der nebenberuflichen 

Mitglieder des Präsidiums in Bezug auf ihre Tätig-

keit als Mitglied des Präsidiums ist das Fachminis-

terium.“ 

„
2
Das Fachministerium ist Dienstvorgesetzter der 

hauptberuflichen Mitglieder des Präsidiums sowie 

der nebenberuflichen Mitglieder des Präsidiums, 

soweit deren Tätigkeit als Mitglied des Präsidiums 

betroffen ist.“ 

  

19. § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 19. § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

  

„3. Der Landesbetrieb entscheidet im Rahmen 

der im Haushaltsplan festgesetzten Ermächti-

gungen über die dauerhafte Beschäftigung 

von Personal. Das aus Drittmitteln oder Son-

dermitteln finanzierte Personal findet hierbei 

keine Berücksichtigung. Der Ermächtigungs-

rahmen wird bei tarifvertraglichen und gesetz-

lichen Änderungen entsprechend angepasst. 

Abweichend von § 26 Abs. 1 Satz 4 LHO 

werden im Haushaltsplan die Stellen des Ta-

rifpersonals nicht erläutert.“ 

„3. Der Landesbetrieb entscheidet im Rahmen 

der im Haushaltsplan festgesetzten Ermächti-

gungen über die dauerhafte Beschäftigung 

von Personal. Dies gilt nicht für das aus 

Drittmitteln oder Sondermitteln des Landes 

außerhalb der Zuführungen an den Lan-

desbetrieb finanzierte Personal __________. 

Der Ermächtigungsrahmen wird bei tarifver-

traglichen oder gesetzlichen Änderungen, die 

sich auf die Höhe der Kosten des betref-

fenden Personals auswirken, entsprechend 

angepasst. __________“ 

  

20. § 52 wird wie folgt geändert: 20. unverändert 

  

a) In Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte 

„Wirtschaft, Wissenschaft oder Kultur“ durch 

die Worte „Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur 

oder weiteren gesellschaftlich relevanten Be-

reichen“ ersetzt. 

 

  

b) Absatz 3 Satz 6 erhält folgende Fassung:  

  

„
6
Die Mitglieder des Präsidiums, eine Vertre-

terin oder ein Vertreter der Studierenden-

schaft und ein Mitglied der Personalvertretung 

nehmen in der Regel an den Sitzungen des 

Hochschulrats beratend teil.“ 

 

  

21. § 53 wird wie folgt geändert: 21. unverändert 

  

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 3 ange-

fügt: 

 

  

„
3
Abweichend von § 8 Abs. 1 Satz 1 kann sie 

aufgrund einer Hochschulprüfung, mit der ein 
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erster berufsqualifizierender Abschluss er-

reicht wird, einen Diplomgrad mit Angabe der 

Fachrichtung und dem Zusatz ,FH‘ (Fach-

hochschule) verleihen.“ 

  

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.  

  

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:  

  

„
2
Abweichend von § 42 Abs. 1 Satz 4 

kann die Gleichstellungsbeauftragte ne-

benberuflich beschäftigt werden.“ 

 

  

 21/1. § 55 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

  

 a) Es wird der folgende neue Satz 3 einge-

fügt: 

  

 „
3
Die Entscheidung über die Errichtung 

von oder die Beteiligung an juristischen 

Personen des privaten Rechts bedarf der 

Einwilligung des Fachministeriums.“ 

  

 b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

  

 21/2. In der Überschrift des § 55 a wird das Wort 

„Vorschriften“ durch das Wort „Bestimmun-

gen“ ersetzt. 

  

22. § 56 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 22. § 56 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

  

a) Der bisherige Satz 6 wird durch die folgenden 

neuen Sätze 6 bis 8 ersetzt: 

a) Der bisherige Satz 6 wird durch die folgenden 

neuen Sätze 6 bis 8 ersetzt: 

  

„
6
Die Bemessung der Finanzhilfe erfolgt nach 

Maßgabe der Zielvereinbarungen und unter 

Berücksichtigung des im Haushaltsplan fest-

gesetzten Ermächtigungsrahmens für die 

Kosten des dauerhaft beschäftigten Perso-

nals. 
7
Das aus Drittmitteln oder Sondermitteln 

finanzierte Personal findet hierbei keine Be-

rücksichtigung. 
8
Der Ermächtigungsrahmen 

wird bei tarifvertraglichen und gesetzlichen 

Änderungen entsprechend angepasst.“ 

„
6
Bei der Gewährung der Finanzhilfe ist 

festzulegen, dass diese von der Stiftung 

zur Deckung der Kosten des dauerhaft bei 

ihr beschäftigten Personals nur in einem 

Ermächtigungsrahmen verwendet werden 

darf, der im Haushaltsplan des Landes nach 

Maßgabe der Zielvereinbarungen festge-

setzt__ wird. 
7
Dies gilt nicht für das aus 

Drittmitteln oder Sondermitteln des Landes 

außerhalb der Finanzhilfe finanzierte Perso-

nal __________. 
8
Der Ermächtigungsrahmen 

nach Satz 6 wird bei tarifvertraglichen oder 

gesetzlichen Änderungen, die sich auf die 

Höhe der Kosten des betreffenden Perso-

nals auswirken, entsprechend angepasst.“ 
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b) Der bisherige Satz 7 wird Satz 9 und wie folgt 

geändert: 

b) unverändert 

  

Die Worte „der Obergrenze sowie“ werden 

gestrichen. 

 

  

23. § 58 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 23. § 58 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

  

„
1
Dienstvorgesetzter der hauptberuflichen Mitglie-

der des Präsidiums sowie der nebenberuflichen 

Mitglieder des Präsidiums in Bezug auf ihre Tätig-

keit als Mitglied des Präsidiums ist der Stiftungs-

rat.“ 

„
1
Der Stiftungsrat ist Dienstvorgesetzter der haupt-

beruflichen Mitglieder des Präsidiums sowie der 

nebenberuflichen Mitglieder des Präsidiums, so-

weit deren Tätigkeit als Mitglied des Präsidiums 

betroffen ist.“ 

  

24. § 60 wird wie folgt geändert: 24. unverändert 

  

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte 

„Wirtschaft, Wissenschaft oder Kultur“ durch 

die Worte „Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur 

oder weiteren gesellschaftlich relevanten Be-

reichen“ ersetzt. 

 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

  

aa) Es wird der folgende neue Satz 3 einge-

fügt: 

 

  

„
3
Beschlüsse über Maßnahmen nach 

den Sätzen 1 und 2 kommen nur mit der 

Stimme des Mitglieds nach Absatz 1 

Satz 2 Nr. 3 zustande.“ 

 

  

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.  

  

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

  

 „(4) Die Mitglieder des Präsidiums, eine 

Vertreterin oder ein Vertreter der Studieren-

denschaft, die Gleichstellungsbeauftragte und 

ein Mitglied der Personalvertretung nehmen in 

der Regel an den Sitzungen des Stiftungsrats 

beratend teil.“ 

 

  

25. § 60 a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 25. § 60 a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

  

a) Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: a) Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

  

„2. zwei Personen, die das Fachministerium 

im Einvernehmen mit dem Fakultätsrat 

der Medizinischen Fakultät bestellt und 

die weder Mitglieder noch Angehörige 

der Universität Göttingen sind, darunter 

„2. zwei Personen, die im Einvernehmen 

mit dem Fakultätsrat der Medizinischen 

Fakultät vom Fachministerium bestellt 

und aus wichtigem Grund vom 

Fachministerium entlassen werden 
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eine Person mit Fachkompetenz für die 

medizinische oder wirtschaftliche  

Leitung von Krankenhäusern,“. 

können und die weder Mitglieder noch 

Angehörige der Universität Göttingen 

sind, darunter eine Person mit Fach-

kompetenz für die medizinische oder 

wirtschaftliche Leitung von Krankenhäu-

sern,“. 

  

b) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt: b) wird (hier) gestrichen (jetzt in Nummer 2 

enthalten) 

  

„
2
Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 2 können aus 

wichtigem Grund vom Fachministerium ent-

lassen werden.“ 

 

  

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und erhält 

folgende Fassung: 

c) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

  

„
2
Die Mitglieder des Vorstands, eine Vertrete-

rin oder ein Vertreter der Studierendenschaft, 

die Gleichstellungsbeauftragte und ein Mit-

glied der Personalvertretung nehmen in der 

Regel an den Sitzungen des Stiftungsaus-

schusses Universitätsmedizin beratend teil.“ 

„
2
Die Mitglieder des Vorstands, eine Vertrete-

rin oder ein Vertreter der Studierendenschaft, 

die Gleichstellungsbeauftragte der Universi-

tätsmedizin Göttingen und ein Mitglied der 

Personalvertretung der Universitätsmedizin  

Göttingen nehmen in der Regel an den Sit-

zungen des Stiftungsausschusses Universi-

tätsmedizin beratend teil.“ 

  

d) Der bisherige Satz 3 wird gestrichen. d) Satz 3 wird gestrichen. 

  

26. § 60 b Abs. 2 wird wie folgt geändert: 26. unverändert 

  

a) Satz 3 erhält folgende Fassung:  

  

„
3
Die in § 60 Abs. 4 und § 60 a Abs. 3 Satz 2 

genannten Personen nehmen in der Regel an 

den Sitzungen des Stiftungsrats beratend 

teil.“ 

 

  

b) Satz 4 wird gestrichen.  

  

27. § 63 a wird wie folgt geändert: 27. § 63 a wird wie folgt geändert: 

  

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

  

„§ 63 a „§ 63 a 

Allgemeine Regelungen“. Allgemeine Bestimmungen für die  

humanmedizinischen Einrichtungen“. 

  

b) In Absatz 1 werden das Komma und die Wor-

te „die in Abteilungen gegliedert sein sollen“ 

gestrichen. 

b) unverändert 
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c) Es werden die folgenden neuen Absätze 3 

und 4 eingefügt: 

c) Es werden die folgenden neuen Absätze 3 

und 4 eingefügt: 

  

 „(3) 
1
An der Medizinischen Hochschule 

Hannover und der Universitätsmedizin Göttin-

gen sind die Mittel für Forschung und Lehre, 

einschließlich der Drittmittel, einerseits und 

die Mittel für die Krankenversorgung anderer-

seits unter Berücksichtigung der Regelungen 

der §§ 49 und 57 in getrennten Budgets dar-

zustellen. 
2
Ein Verlustausgleich oder eine 

Übertragung von Überschüssen zwischen 

diesen Budgets ist ausgeschlossen. 
3
Zur Si-

cherstellung der Verwendung der Mittel für 

Forschung und Lehre wird eine Trennungs-

rechnung geführt. 

 „(3) 
0/1

Zum Schutz der Wissenschafts-

freiheit ist an den humanmedizinischen 

Einrichtungen durch geeignete Maßnah-

men der Haushalts- und Wirtschaftsfüh-

rung und des Rechnungswesens sicher-

zustellen, dass die Mittel für Forschung 

und Lehre zweckentsprechend verwendet 

werden. 
1
Dazu werden für die humanmedi-

zinischen Einrichtungen auf der Grundlage 

einer Trennungsrechnung die Mittel für For-

schung und Lehre, einschließlich der Drittmit-

tel, einerseits und die Mittel für die Kran-

kenversorgung andererseits __________ in 

getrennten Budgets geführt. 
1/1

Die Regelun-

gen der §§ 49 und 57 über die Wirtschafts-

führung und das Rechnungswesen sind so 

anzuwenden, dass eine zweckentspre-

chende Verwendung der Mittel für Forschung 

und Lehre sichergestellt werden kann. 
2
Ein 

Verlustausgleich oder eine Übertragung von 

Überschüssen zwischen den beiden in 

Satz 1 genannten Budgets ist unzulässig. 
3
__________ (jetzt teilweise in Satz 0/1, teil-

weise in Satz 1 enthalten) 

  

 (4) Für die Medizinische Hochschule 

Hannover findet § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 

für die Universitätsmedizin Göttingen findet 

§ 56 Abs. 4 Satz 6 in Bezug auf die Festle-

gung des Ermächtigungsrahmens für Perso-

nalkosten für die Krankenversorgung keine 

Anwendung.“ 

 (4) __________ § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 

und __________ § 56 Abs. 4 Satz 6 gelten 

bei den humanmedizinischen Einrichtun-

gen auch nicht für die Personalkosten für die 

Krankenversorgung __________.“ 

  

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5. d) unverändert 

  

 27/1. Der Überschrift des § 63 b werden die Worte 

„der humanmedizinischen Einrichtungen“ an-

gefügt. 

  

28. § 63 c erhält folgende Fassung: 28. § 63 c erhält folgende Fassung: 

  

„§ 63 c „§ 63 c 

Bestellung und Entlassung der Vorstandsmitglieder 

der Medizinischen Hochschule Hannover 

Bestellung und Entlassung der Vorstandsmitglieder 

der Medizinischen Hochschule Hannover 

  

 (1) 
1
Für die Bestellung der Vorstandsmitglie-

der gilt § 38 Abs. 2 entsprechend mit der Maßgabe, 

dass abweichend von § 38 Abs. 2 Sätze 2 und 3 

der Hochschulrat eine Findungskommission ein-

richtet, deren Zusammensetzung sich aus der An-

 (1) 
1
Für die Bestellung der Vorstandsmitglie-

der gilt § 38 Abs. 2 entsprechend mit der Maßgabe, 

dass sich die Zusammensetzung der Findungs-

kommission abweichend von § 38 Abs. 2 Satz 3 

__________ aus der Anlage 1 ergibt. 
2
Soweit für 
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lage 1 ergibt. 
2
Soweit für die Mitglieder der Fin-

dungskommission eine Wahl vorgesehen ist, wird 

das Nähere dazu in der Grundordnung bestimmt. 
3
Die Empfehlung der Findungskommission zur 

Vorbereitung des Vorschlags zur Bestellung der 

Vorstandsmitglieder nach § 63 b Satz 4 Nrn. 2 

und 3 hat im Einvernehmen mit dem Vorstandsmit-

glied nach § 63 b Satz 4 Nr. 1 zu erfolgen. 
4
Für die 

Bestellung der Vorstandsmitglieder für eine weitere 

Amtszeit gilt § 38 Abs. 4 Satz 4 entsprechend. 

die Mitglieder der Findungskommission eine Wahl 

vorgesehen ist, wird das Nähere dazu in der 

Grundordnung bestimmt. 
3
Die Empfehlung der Fin-

dungskommission zur Vorbereitung des Vorschlags 

zur Bestellung der Vorstandsmitglieder nach § 63 b 

Satz 4 Nrn. 2 und 3 erfolgt im Einvernehmen mit 

dem Vorstandsmitglied nach § 63 b Satz 4 Nr. 1 

____. 
4
Für die Bestellung der Vorstandsmitglieder 

für eine weitere Amtszeit gilt § 38 Abs. 4 Satz 4 

entsprechend. 

  

 (2) Für die Entlassung der Vorstandsmitglie-

der gilt § 40 mit der Maßgabe, dass der Vorschlag 

des Senats zur Entlassung eines Vorstandsmit-

glieds nach § 63 b Satz 4 Nr. 2 oder 3 des Einver-

nehmens des Hochschulrats bedarf.“ 

 (2) Für die Entlassung der Vorstandsmitglie-

der gilt § 40 mit der Maßgabe, dass die Sätze 3 

und 4 auf __________ die Entlassung des Vor-

standsmitglieds nach § 63 b Satz 4 Nr. 2 ____ kei-

ne Anwendung finden.“ 

  

29. § 63 d erhält folgende Fassung: 29. § 63 d erhält folgende Fassung: 

  

„§ 63 d „§ 63 d 

Bestellung und Entlassung der Vorstandsmitglieder 

der Universitätsmedizin Göttingen 

Bestellung und Entlassung der Vorstandsmitglieder 

der Universitätsmedizin Göttingen 

  

 (1) 
1
Für die Bestellung der Vorstandsmitglie-

der gilt § 38 Abs. 2 entsprechend mit der Maßgabe, 

dass abweichend von § 38 Abs. 2 Sätze 2 und 3 

der Stiftungsausschuss Universitätsmedizin eine 

Findungskommission einrichtet, deren Zusammen-

setzung sich aus der Anlage 2 ergibt, und bei der 

Anwendung des § 38 Abs. 2 Sätze 1, 4, 5 und 7 

bis 9 der Fakultätsrat an die Stelle des Senats und 

der Stiftungsausschuss Universitätsmedizin an die 

Stelle des Stiftungsrats tritt. 
2
Soweit für die Mitglie-

der der Findungskommission eine Wahl vorgese-

hen ist, wird das Nähere dazu in der Grundordnung 

bestimmt. 
3
Die Empfehlung der Findungskommis-

sion zur Vorbereitung des Vorschlags zur Bestel-

lung der Vorstandsmitglieder nach § 63 b Satz 4 

Nrn. 2 und 3 hat im Einvernehmen mit dem Vor-

standsmitglied nach § 63 b Satz 4 Nr. 1 zu erfol-

gen. 
4
Für die Bestellung der Vorstandsmitglieder 

für eine weitere Amtszeit gilt § 38 Abs. 4 Satz 4 

entsprechend. 

 (1) 
1
Für die Bestellung der Vorstandsmitglie-

der gilt § 38 Abs. 2 entsprechend mit der Maßgabe, 

dass __________ der Fakultätsrat an die Stelle 

des Senats und der Stiftungsausschuss Universi-

tätsmedizin an die Stelle des Stiftungsrats tritt und 

dass __________ sich die Zusammensetzung der 

Findungskommission aus der Anlage 2 ergibt. 
2
Soweit für die Mitglieder der Findungskommission 

eine Wahl vorgesehen ist, wird das Nähere dazu in 

der Grundordnung bestimmt. 
3
Die Empfehlung der 

Findungskommission zur Vorbereitung des Vor-

schlags zur Bestellung der Vorstandsmitglieder 

nach § 63 b Satz 4 Nrn. 2 und 3 erfolgt im Einver-

nehmen mit dem Vorstandsmitglied nach § 63 b 

Satz 4 Nr. 1 ____. 
4
Für die Bestellung der Vor-

standsmitglieder für eine weitere Amtszeit gilt § 38 

Abs. 4 Satz 4 entsprechend. 

  

 (2) Für die Entlassung der Vorstandsmitglie-

der gilt § 40 mit der Maßgabe, dass der Fakultäts-

rat an die Stelle des Senats tritt und der Vorschlag 

des Fakultätsrats zur Entlassung eines Vorstands-

mitglieds nach § 63 b Satz 4 Nr. 2 oder 3 des Ein-

vernehmens des Stiftungsausschusses Universi-

tätsmedizin bedarf.“ 

 (2) Für die Entlassung der Vorstandsmitglie-

der gilt § 40 mit der Maßgabe, dass der Fakultäts-

rat an die Stelle des Senats sowie der Stiftungs-

ausschuss Universitätsmedizin an die Stelle 

des Hochschulrats tritt und dass die Sätze 3 

und 4 auf __________ die Entlassung des Vor-

standsmitglieds nach § 63 b Satz 4 Nr. 2 ____ kei-

ne Anwendung finden.“ 
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30. § 63 e wird wie folgt geändert: 30. § 63 e wird wie folgt geändert: 

  

 0/a) Der Überschrift werden die Worte „der  

humanmedizinischen Einrichtungen“ an-

gefügt. 

  

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: a) unverändert 

  

aa) In Nummer 1 werden die Worte „Grund-

züge der“ gestrichen. 

 

  

bb) Nummer 2 wird gestrichen.  

  

cc) Die bisherigen Nummern 3 bis 16 wer-

den Nummern 2 bis 15. 

 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

  

  „(3) 
1
Entscheidungen nach Absatz 2 

Nrn. 2, 4, 9 und 10 sind bei der Medizini-

schen Hochschule Hannover im Beneh-

men mit dem Senat und bei der Universi-

tätsmedizin Göttingen im Benehmen mit 

dem Fakultätsrat sowie, soweit die Kran-

kenversorgung betroffen ist, auch im Be-

nehmen mit der jeweiligen Klinikkonferenz 

zu treffen. 
2
Vor Abschluss einer Zielver-

einbarung gibt der Vorstand dem Senat 

der Medizinischen Hochschule Hannover 

und dem Fakultätsrat der Universitätsme-

dizin Göttingen Gelegenheit zur Stellung-

nahme und informiert diese sowie die je-

weilige Klinikkonferenz über deren Ab-

schluss.“ 

  

aa) In Satz 1 wird die Verweisung „Absatz 2 

Nr. 3“ durch die Verweisung „Absatz 2 

Nrn. 2, 4, 9 und 10“ ersetzt. 

aa) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neu-

fassung des Absatzes 3 enthalten) 

  

bb) In Satz 3 werden die Worte „sind bei der 

Medizinischen Hochschule Hannover 

der Senat und bei der Universitätsmedi-

zin Göttingen der Fakultätsrat sowie“ 

durch das Wort „ist“ ersetzt. 

bb) wird gestrichen  

  

c) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: c) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

  

„
2
Entscheidungen über die Grundsätze der in 

Satz 1 aufgeführten Angelegenheiten sind bei 

der Medizinischen Hochschule Hannover im 

Einvernehmen mit dem Senat und bei der 

Universitätsmedizin Göttingen im Einverneh-

men mit dem Fakultätsrat zu treffen.“ 

„
2
Entscheidungen von grundsätzlicher Be-

deutung über die __________ in Satz 1 

Nrn. 1 bis 5 aufgeführten Angelegenheiten 

sind bei der Medizinischen Hochschule Han-

nover im Einvernehmen mit dem Senat und 

bei der Universitätsmedizin Göttingen im Ein-
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vernehmen mit dem Fakultätsrat zu treffen.“ 

  

31. § 63 f Abs. 1 wird wie folgt geändert: 31. § 63 f ____ wird wie folgt geändert: 

  

 a) Der Überschrift werden die Worte „der 

humanmedizinischen Einrichtungen“ an-

gefügt. 

  

 b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Satz 3 wird die Verweisung „§ 63 e Abs. 2 

Nrn. 2, 4 und 10 bis 15“ durch die Verweisung 

„§ 63 e Abs. 2 Nrn. 3, 4 und 9 bis 14“ ersetzt. 

aa) unverändert 

  

b) In Satz 4 wird die Verweisung „§ 63 e Abs. 2 

Nrn. 3, 5 bis 8, 11 und 14“ durch die Verwei-

sung „§ 63 e Abs. 2 Nrn. 2, 4 bis 7, 10 

und 13“ ersetzt. 

bb) unverändert 

  

32. § 63 g Abs. 4 wird wie folgt geändert: 32. § 63 g ____ wird wie folgt geändert: 

  

 0/a) Der Überschrift werden die Worte „der 

humanmedizinischen Einrichtungen“ an-

gefügt. 

  

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

  

  „(4) 
1
Der Klinikkonferenz gehören an 

  

 1. vier Abteilungsdirektorinnen oder Ab-

teilungsdirektoren oder Leiterinnen 

oder Leiter von Organisationseinhei-

ten, die mindestens einer Abteilung 

entsprechen, 

  

 2. die Leiterin oder der Leiter des Pfle-

gedienstes, 

  

 3. eine Pflegekraft, 

  

 4. eine Ärztin oder ein Arzt, 

  

 5. die Gleichstellungsbeauftragte, 

  

 6. ein Mitglied des Personalrats, 

  

 7. ein Mitglied der MTV-Gruppe und  

  

 8. weitere Mitglieder, soweit eine Ord-

nung dies vorsieht. 

  

 
2
Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1 werden 

von den Abteilungsdirektorinnen und den 
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Abteilungsdirektoren sowie von den Leite-

rinnen und Leitern der Organisationsein-

heiten gewählt, die mindestens einer Ab-

teilung entsprechen; durch sie sollen die 

operativen, konservativen und klinisch-

theoretischen Gebiete der Medizin vertre-

ten sein. 
3
Die Mitglieder nach Satz 1 Nrn. 3, 

4, 7 und 8 werden aus ihrer Berufs- oder 

Statusgruppe in der humanmedizinischen 

Einrichtung und das Mitglied nach Satz 1 

Nr. 6 wird vom Personalrat gewählt. 
4
Die 

Amtszeit der Mitglieder der Klinikkonfe-

renz nach Satz 1 Nrn. 1, 3, 4, 7 und 8 be-

trägt zwei Jahre. 
5
Das Nähere zu den Wah-

len nach den Sätzen 2 bis 4 wird durch  

eine Ordnung geregelt.“ 

  

aa) Am Ende der Nummer 6 wird das Wort 

„und“ durch ein Komma ersetzt. 

aa) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neu-

fassung des Absatzes 4 enthalten) 

  

bb) Am Ende der Nummer 7 wird der Punkt 

durch das Wort „und“ ersetzt. 

bb) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neu-

fassung des Absatzes 4 enthalten) 

  

cc) Es wird die folgende Nummer 8 ange-

fügt: 

cc) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neu-

fassung des Absatzes 4 enthalten) 

  

„8. weitere Mitglieder, soweit eine 

Ordnung dies vorsieht.“ 

 

  

b) In Satz 3 wird die Verweisung „Satz 1 Nrn. 3, 

4 und 7“ durch die Verweisung „Satz 1 Nrn. 3, 

4, 7 und 8“ ersetzt. 

b) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neufas-

sung des Absatzes 4 enthalten) 

  

c) In Satz 4 wird die Verweisung „Satz 1 Nrn. 1, 

3, 4 und 7“ durch die Verweisung „Satz 1 

Nrn. 1, 3, 4, 7 und 8“ ersetzt. 

c) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neufas-

sung des Absatzes 4 enthalten) 

  

 32/1. § 63 h wird wie folgt geändert: 

  

 a) In der Überschrift wird das Wort „Sonder-

regelungen“ durch die Worte „Besondere 

Bestimmungen“ ersetzt. 

  

 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

  

 aa) Es wird der folgende neue Satz 2 ein-

gefügt: 

  

 „
2
Ein Mitglied der Personalvertretung 

der Universitätsmedizin Göttingen 

gehört dem Fakultätsrat der Medizini-

schen Fakultät mit beratender Stim-

me an.“ 
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 bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden 

Sätze 3 und 4. 

  

 cc) Der neue Satz 4 erhält folgende Fas-

sung: 

  

 „
4
Über die Verarbeitung personenbe-

zogener Daten legt der Vorstand dem 

Senat und dem Fakultätsrat Rechen-

schaft ab und informiert neben dem 

Fakultätsrat auch den Senat über den 

Abschluss einer Zielvereinbarung.“ 

  

 c) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

  

 „
1
Entscheidungen des Vorstands über Be-

rufungsvorschläge nach § 63 e Abs. 2 

Nr. 11 bedürfen des Einvernehmens des 

Präsidiums.“ 

  

 d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

  

  „(5) 
1
Der Fakultätsrat der Medizini-

schen Fakultät wählt auf Vorschlag der 

Kommission für Gleichstellung eine 

Gleichstellungsbeauftragte für die Univer-

sitätsmedizin. 
2
§ 42 Abs. 1 Sätze 2 bis 7 

und Abs. 2 bis 4 gelten mit der Maßgabe 

entsprechend, dass der Fakultätsrat an die 

Stelle des Senats und der Vorstand an die 

Stelle des Präsidiums tritt.“ 

  

 32/2. In § 63 i Abs. 3 wird die Angabe „Abs. 3“ durch 

die Angabe „Abs. 5“ ersetzt. 

  

33. Dem § 64 Abs. 2 wird der folgende Satz 3 ange-

fügt: 

33. unverändert 

  

„
3
Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Nie-

derlassungen von staatlichen oder staatlich aner-

kannten Hochschulen aus anderen Bundeslän-

dern.“ 

 

  

34. Es wird der folgende neue § 67 eingefügt: 34. Es wird der folgende neue § 67 eingefügt: 

  

„§ 67 „§ 67 

Staatliche Anerkennung von Berufsqualifikationen Staatliche Anerkennung von Berufsqualifikationen 

  
 1

Das Fachministerium kann Hochschulen in 

nichtstaatlicher Verantwortung mit deren Einver-

ständnis die Befugnis übertragen, staatliche Aner-

kennungen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 zu erteilen, 

 1
Das Fachministerium kann Hochschulen in 

nichtstaatlicher Verantwortung mit deren Zustim-

mung durch Verwaltungsakt oder durch öffent-

lich-rechtlichen Vertrag im Wege der Beleihung 
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wenn die Beleihung im öffentlichen Interesse liegt 

und die Beliehene die Gewähr für eine sachgerech-

te Erfüllung der Aufgabe bietet. 
2
Die Beliehenen 

handeln im eigenen Namen und können sich der 

Handlungsformen des öffentlichen Rechts bedie-

nen. 
3
Sie unterliegen insoweit der Fachaufsicht des 

Fachministeriums. 
4
Die in einer Verordnung nach 

§ 7 Abs. 6 Satz 2 Nrn. 1 und 2 getroffenen Rege-

lungen gelten für die Hochschulen in nichtstaatli-

cher Verantwortung entsprechend.“ 

die Befugnis übertragen, die Berufsqualifikation 

für ein abgeschlossenes Studium auf dem Ge-

biet der sozialen Arbeit, der Bildung und Erzie-

hung in der Kindheit oder der Heilpädagogik 

staatlich anzuerkennen. 
1/1

____ Die Beleihung 

muss im öffentlichen Interesse liegen und die Be-

liehene muss die Gewähr für eine sachgerechte 

Erfüllung der Aufgabe bieten. 
2
__________ 

3
Die 

Beliehenen unterliegen ____ der Fachaufsicht des 

Fachministeriums. 
4
Im Fall einer Beleihung gelten 

die in einer Verordnung nach § 7 Abs. 6 Satz 2 

Nrn. 1 und 2 getroffenen Regelungen für die Hoch-

schulen in nichtstaatlicher Verantwortung entspre-

chend.“ 

  

35. § 72 wird wie folgt geändert: 35. § 72 wird wie folgt geändert: 

  

a) Die Absätze 1, 3, 4, 6 und 7 werden gestri-

chen. 

a) unverändert 

  

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1. b) unverändert 

  

c) Es werden die folgenden neuen Absätze 2 

und 3 eingefügt: 

c) Es werden die folgenden neuen Absätze 2 

und 3 eingefügt: 

  

 „(2) Die am 1. Januar 2016 vorhandenen 

hauptberuflichen Vizepräsidentinnen und 

hauptberuflichen Vizepräsidenten verbleiben 

bis zum Ablauf ihrer Amtszeit in ihren bisheri-

gen Rechtsverhältnissen. 

 „(2) unverändert 

  

 (3) Für die nach dem 31. Dezember 

2015 eingeschriebenen Studierenden in Dip-

lom- und Magisterstudiengängen findet § 8 

Abs. 1 in der bis zum 31. Dezember 2015 gel-

tenden Fassung weiterhin Anwendung.“ 

 (3) 
1
Für die nach dem 31. Dezember 

2015 eingeschriebenen Studierenden in Dip-

lom- und Magisterstudiengängen findet § 8 

Abs. 1 in der bis zum 31. Dezember 2015 gel-

tenden Fassung weiterhin Anwendung. 
2
Auf 

die Universitäten und gleichgestellten 

Hochschulen, die nach dem 31. Dezember 

2015 weiterhin Diplom- und Magisterstudi-

engänge anbieten, findet § 9 Abs. 1 Satz 1 

in der bis zum 31. Dezember 2015 gelten-

den Fassung weiterhin Anwendung.“ 

  

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. d) unverändert 

  

e) Es wird der folgende neue Absatz 5 eingefügt: e) unverändert 

  

 „(5) Für die am 1. Januar 2016 vorhan-

denen Vorstandsmitglieder der Medizinischen 

Hochschule Hannover findet § 63 c Abs. 7 in 

der bis zum 31. Dezember 2015 geltenden 

Fassung und für die am 1. Januar 2016 vor-

handenen Vorstandsmitglieder der Universi-
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tätsmedizin Göttingen findet § 63 d Abs. 5 in 

der bis zum 31. Dezember 2015 geltenden 

Fassung weiterhin Anwendung.“ 

  

f) Die bisherigen Absätze 8 bis 16 werden Ab-

sätze 6 bis 14. 

f) unverändert 

  

g) Es wird der folgende neue Absatz 15 ange-

fügt: 

g) Es wird der folgende neue Absatz 15 ange-

fügt: 

  

 „(15) Für das Verfahren zur Besetzung 

von Studienplätzen in nicht lehramtsbezoge-

nen Masterstudiengängen für das Winterse-

mester 2015/2016 findet § 18 Abs. 8 in der bis 

zum 31. Dezember 2015 geltenden Fassung 

weiterhin Anwendung.“ 

 „(15) Für die Zugangsberechtigung zu 

Studienplätzen in nicht lehramtsbezogenen 

Masterstudiengängen für das Wintersemes-

ter 2015/2016 findet § 18 Abs. 8 in der bis 

zum 31. Dezember 2015 geltenden Fassung 

weiterhin Anwendung.“ 

  

36. In der Anlage 1 wird in der Kopfzeile der Klammer-

zusatz „(zu § 63 c Abs. 2 Satz 1)“ durch den 

Klammerzusatz „(zu § 63 c Abs. 1 Satz 1)“ ersetzt. 

36. ____ Anlage 1 erhält folgende Fassung: 

  

 „Anlage 1 

 (zu § 63 c Abs. 1 Satz 1) 

  

 Zusammensetzung der Findungskommissionen  

für die Vorstandsmitglieder der Medizinischen 

Hochschule Hannover 

  

 1. Findungskommission für das Vorstands-

mitglied nach § 63 b Satz 4 Nr. 1: 

  

 a) drei vom Senat aus seiner Mitte ge-

wählte Mitglieder, 

  

 b) drei vom Hochschulrat aus seiner 

Mitte gewählte Mitglieder, 

  

 c) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b 

Satz 4 Nrn. 2 und 3 (ohne Stimm-

recht), 

  

 d) eine Vertreterin oder ein Vertreter des 

Fachministeriums (ohne Stimmrecht), 

  

 e) ein vom Personalrat aus seiner Mitte 

gewähltes Mitglied (ohne Stimmrecht) 

und 

  

 f) die Gleichstellungsbeauftragte (ohne 

Stimmrecht). 

  

 2. Findungskommission für das Vorstands-

mitglied nach § 63 b Satz 4 Nr. 2: 
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 a) zwei vom Senat aus seiner Mitte ge-

wählte Mitglieder, 

  

 b) zwei vom Hochschulrat aus seiner 

Mitte gewählte Mitglieder, 

  

 c) zwei von der Klinikkonferenz aus ih-

rer Mitte benannte Abteilungsdirekto-

rinnen oder Abteilungsdirektoren  

oder Leiterinnen oder Leiter von Or-

ganisationseinheiten, die mindestens 

einer Abteilung entsprechen, 

  

 d) die Vertreterin oder der Vertreter des 

Personalrats in der Klinikkonferenz, 

  

 e) die Leiterin oder der Leiter des Pfle-

gedienstes, 

  

 f) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b 

Satz 4 Nrn. 1 und 3 (ohne Stimm-

recht), 

  

 g) eine Vertreterin oder ein Vertreter des 

Fachministeriums (ohne Stimmrecht) 

und 

  

 h) die Gleichstellungsbeauftragte. 

  

 3. Findungskommission für das Vorstands-

mitglied nach § 63 b Satz 4 Nr. 3: 

  

 a) vier vom Senat aus seiner Mitte ge-

wählte Mitglieder, 

  

 b) zwei von der Klinikkonferenz aus ih-

rer Mitte gewählte Mitglieder, 

  

 c) zwei vom Hochschulrat aus seiner 

Mitte gewählte Mitglieder, 

  

 d) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b 

Satz 4 Nrn. 1 und 2 (ohne Stimm-

recht), 

  

 e) eine Vertreterin oder ein Vertreter des 

Fachministeriums (ohne Stimmrecht), 

  

 f) die Leiterin oder der Leiter des Pfle-

gedienstes (ohne Stimmrecht), 

  

 g) ein vom Personalrat aus seiner Mitte 
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gewähltes Mitglied (ohne Stimmrecht) 

und 

  

 h) die Gleichstellungsbeauftragte (ohne 

Stimmrecht).“ 

  

37. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert: 37. ____ Anlage 2 erhält folgende Fassung: 

  

 „Anlage 2 

 (zu § 63 d Abs. 1 Satz 1) 

  

 Zusammensetzung der Findungskommissionen 

für die Vorstandsmitglieder der Universitäts-

medizin Göttingen 

  

 1. Findungskommission für das Vorstands-

mitglied nach § 63 b Satz 4 Nr. 1: 

  

 a) die Präsidentin oder der Präsident als 

vorsitzendes Mitglied, 

  

 b) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b 

Satz 4 Nrn. 2 und 3 (ohne Stimm-

recht), 

  

 c) drei vom Fakultätsrat aus seiner Mitte 

gewählte Mitglieder, 

  

 d) ein vom Personalrat der Universi-

tätsmedizin aus seiner Mitte gewähl-

tes Mitglied (ohne Stimmrecht), 

  

 e) die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universitätsmedizin (ohne Stimm-

recht), 

  

 f) zwei vom Stiftungsausschuss Uni-

versitätsmedizin aus seiner Mitte ge-

wählte Mitglieder und 

  

 g) die Vertreterin oder der Vertreter des 

Fachministeriums im Stiftungsaus-

schuss Universitätsmedizin (ohne 

Stimmrecht). 

  

 2. Findungskommission für das Vorstands-

mitglied nach § 63 b Satz 4 Nr. 2: 

  

 a) die Präsidentin oder der Präsident als 

vorsitzendes Mitglied, 

  

 b) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b 

Satz 4 Nrn. 1 und 3 (ohne Stimm-
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recht), 

  

 c) ein vom Fakultätsrat aus seiner Mitte 

gewähltes Mitglied, 

  

 d) zwei von der Klinikkonferenz aus ih-

rer Mitte gewählte Abteilungsdirekto-

rinnen oder Abteilungsdirektoren o-

der Leiterinnen  

oder Leiter von Organisationseinhei-

ten, die mindestens einer Abteilung 

entsprechen, 

  

 e) ein vom Personalrat der Universi-

tätsmedizin aus seiner Mitte gewähl-

tes Mitglied, 

  

 f) die Gleichstellungsbeauftragte der 

Universitätsmedizin, 

  

 g) die Leiterin oder der Leiter des Pfle-

gedienstes, 

  

 h) zwei vom Stiftungsausschuss Uni-

versitätsmedizin aus seiner Mitte ge-

wählte Mitglieder und 

  

 i) die Vertreterin oder der Vertreter des 

Fachministeriums im Stiftungsaus-

schuss Universitätsmedizin (ohne 

Stimmrecht). 

  

 3. Findungskommission für das Vorstands-

mitglied nach § 63 b Satz 4 Nr. 3: 

  

 a) die Präsidentin oder der Präsident als 

vorsitzendes Mitglied, 

  

 b) die Vorstandsmitglieder nach § 63 b 

Satz 4 Nrn. 1 und 2 (ohne Stimm-

recht), 

  

 c) drei vom Fakultätsrat aus seiner Mitte 

gewählte Mitglieder, 

  

 d) zwei von der Klinikkonferenz aus ih-

rer Mitte gewählte Mitglieder, 

  

 e) ein vom Personalrat der Universi-

tätsmedizin aus seiner Mitte gewähl-

tes Mitglied (ohne Stimmrecht), 

  

 f) die Gleichstellungsbeauftragte der 
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Universitätsmedizin (ohne Stimm-

recht), 

  

 g) die Leiterin oder der Leiter des Pfle-

gedienstes (ohne Stimmrecht), 

  

 h) zwei vom Stiftungsausschuss Uni-

versitätsmedizin aus seiner Mitte ge-

wählte Mitglieder und 

  

 i) die Vertreterin oder der Vertreter des 

Fachministeriums im Stiftungsaus-

schuss Universitätsmedizin (ohne 

Stimmrecht).“ 

  

a) In der Überschrift werden die Worte „Fin-

dungs- und Auswahlkommissionen“ durch das 

Wort „Findungskommissionen“ ersetzt. 

a) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neufas-

sung der Anlage 2 enthalten) 

  

b) In den Nummern 2 und 3 wird jeweils das 

Wort „Auswahlkommission“ durch das Wort 

„Findungskommission“ ersetzt. 

b) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neufas-

sung der Anlage 2 enthalten) 

  

  

Artikel 2 Artikel 2 

Änderung des Niedersächsischen  

Hochschulzulassungsgesetzes 

Änderung des Niedersächsischen  

Hochschulzulassungsgesetzes 

  

 Das Niedersächsische Hochschulzulassungsge-

setz vom 29. Januar 1998 (Nds. GVBl. S. 51), zuletzt 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

11. Dezember 2013 (Nds. GVBl. S. 287), wird wie folgt 

geändert: 

 Das Niedersächsische Hochschulzulassungsge-

setz vom 29. Januar 1998 (Nds. GVBl. S. 51), zuletzt 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

11. Dezember 2013 (Nds. GVBl. S. 287), wird wie folgt 

geändert: 

  

1. § 4 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 1. § 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

  

  „(4) 
1
Für die Geltendmachung von An-

sprüchen auf Zulassung zum Studium außer-

halb des Verfahrens der Studienplatzvergabe 

regelt die Hochschule durch Ordnung ____ Form 

und Inhalt der Antragstellung, insbesondere die 

dem Antrag beizufügenden Unterlagen, sowie 

Ausschlussfristen, innerhalb derer der Antrag 

bei der Hochschule eingegangen sein muss. 
2
In 

der Ordnung kann bestimmt werden, dass der An-

trag elektronisch zu stellen ist.“ 

  

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. a) wird gestrichen  

  

b) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 ange-

fügt: 

b) wird (hier) gestrichen (jetzt in der Neufas-

sung des Absatzes 4 enthalten) 
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„
2
Die Hochschule regelt durch Ordnung die 

Form der Antragstellung und die dem Antrag 

beizufügenden Unterlagen. 
3
Es kann be-

stimmt werden, dass der Antrag elektronisch 

zu stellen ist.“ 

 

  

2. § 6 wird wie folgt geändert: 2. § 6 wird wie folgt geändert: 

  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und 

wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und 

die darin enthaltene Nummer 2 erhält 

folgende Fassung: 

  

Nummer 2 erhält folgende Fassung: __________ (jetzt im einleitenden Satz-

teil enthalten) 

  

„2. die im gleichen Studiengang „2. die im gleichen Studiengang 

  

a) im zentralen Vergabeverfah-

ren für einen Vollstudienplatz 

zugelassen sind und bereits 

an dieser Hochschule für ei-

nen Teilstudienplatz einge-

schrieben sind oder waren, 

a) unverändert 

  

b) bereits an dieser Hochschule 

für einen Teilstudienplatz ein-

geschrieben sind oder waren, 

b) unverändert 

  

c) an einer anderen deutschen 

Hochschule, einer Hochschu-

le eines Mitgliedstaats der 

Europäischen Union oder ei-

nes anderen Vertragsstaats 

des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschafts-

raum eingeschrieben sind 

oder waren, 

c) an einer anderen deutschen 

Hochschule, einer Hochschu-

le eines anderen Mitglied-

staats der Europäischen Uni-

on oder eines anderen Ver-

tragsstaats des Abkommens 

über den Europäischen Wirt-

schaftsraum eingeschrieben 

sind oder waren, 

  

d) mit deutscher Staatsangehö-

rigkeit oder zulassungsrecht-

lich deutschen Staatsangehö-

rigen gleichgestellt an einer 

ausländischen Hochschule, 

die nicht unter Buchstabe c 

fällt, eingeschrieben sind oder 

waren, 

d) unverändert 

  

e) für das erste Semester zuge-

lassen worden sind und in ein 

höheres Semester eingestuft 

werden können  

e) unverändert  
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oder“. oder“. 

  

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: bb) unverändert 

  

„
2
Die Bewerberinnen und Bewerber 

müssen nachweisen, dass sie über den 

für das Studium in dem höheren Semes-

ter erforderlichen Leistungsstand verfü-

gen.“ 

 

  

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der drei 

Fallgruppen des Absatzes 1“ durch die Worte 

„Fallgruppe des Absatzes 1 Satz 1“ ersetzt. 

b) unverändert 

  

3. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 3. § 7 ____ wird wie folgt geändert: 

  

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Studien-

gänge“ die Worte „und Masterstudiengänge“ 

eingefügt. 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Studi-

engänge“ die Worte „und Masterstudi-

engänge“ eingefügt. 

  

b) In Satz 2 Nr. 2 werden die Worte „die Durch-

schnittsnote nach § 18 Abs. 8 Satz 3 NHG“ 

durch die Worte „eine anhand der bislang vor-

liegenden Prüfungsleistungen ermittelte 

Durchschnittsnote“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 Nr. 2 werden die Worte „die 

Durchschnittsnote nach § 18 Abs. 8 

Satz 3 NHG“ durch die Worte „eine an-

hand der bislang vorliegenden Prüfungs-

leistungen ermittelte Durchschnittsnote“ 

ersetzt. 

  

c) Es wird der folgende Satz 3 angefügt: cc) Es wird der folgende Satz 3 angefügt: 

  

„
3
Für die Geltendmachung von Ansprüchen 

auf Zulassung zum Studium außerhalb des 

Verfahrens der Studienplatzvergabe regelt die 

Hochschule durch Ordnung Form und Inhalt 

der Antragstellung sowie Ausschlussfristen, 

innerhalb derer der Antrag bei der Hoch-

schule eingegangen sein muss.“ 

„
3
Für die Geltendmachung von Ansprü-

chen auf Zulassung zum Studium au-

ßerhalb des Verfahrens der Studien-

platzvergabe gilt § 4 Abs. 4 entspre-

chend.“ 

  

 b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Ord-

nung“ die Worte „nach Absatz 1 Satz 1“ 

eingefügt. 

  

4. In § 9 Satz 3 werden nach dem Klammerzusatz 

„(BAnz. S. 3631)“ die Worte „oder über ein ge-

meinsames Programm ,Qualitätsoffensive Lehrer-

bildung‘ vom 12. April 2013 (BAnz. AT 31.05.2013 

B7)“ eingefügt. 

4. In § 9 Satz 3 werden die Worte „der Verwal-

tungsvereinbarung zwischen Bund und Län-

dern gemäß Artikel 91 b Absatz 1 Nummer 2 

des Grundgesetzes über ein gemeinsames 

Programm für bessere Studienbedingungen 

und mehr Qualität in der Lehre vom 

30. September 2010 (BAnz. S. 3631)“ durch die 

Worte „der Verwaltungsvereinbarung zwischen 

Bund und Ländern über ein gemeinsames Pro-
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gramm für bessere Studienbedingungen und 

mehr Qualität in der Lehre vom 30. September 

2010 (BAnz. S. 3631) oder der Verwaltungsver-

einbarung zwischen Bund und Ländern über ein 

gemeinsames Programm ,Qualitätsoffensive Lehr-

erbildung‘ vom 12. April 2013 (BAnz. AT 

31.05.2013 B7)“ ersetzt. 

  

  

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung des Niedersächsischen  

Berufsakademiegesetzes 

Änderung des Niedersächsischen  

Berufsakademiegesetzes 

  

 In § 6 a Abs. 4 Satz 2 des Niedersächsischen 

Berufsakademiegesetzes vom 6. Juni 1994 (Nds. GVBl. 

S. 233), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 

vom 21. November 2006 (Nds. GVBl. S. 538), wird die 

Angabe „§§ 5 und 7 Abs. 2 und 3“ durch die Angabe 

„§§ 5, 7 Abs. 2 und 3 und § 67“ ersetzt. 

unverändert 

  

  

 Artikel 3/1 

 Änderung des Gesetzes über die Stiftung 

„Technische Informationsbibliothek (TIB)“ 

  

  In § 5 Abs. 3 des Gesetzes über die Stiftung 

„Technische Informationsbibliothek (TIB)“ vom 

14. Juli 2015 (Nds. GVBl. S. 151) werden die bisheri-

gen Sätze 3 und 4 durch die folgenden neuen Sät-

ze 3 bis 6 ersetzt: 

  

 „
3
Bei der Gewährung der Zuwendungen nach Satz 1 

und der Zuwendungen aufgrund der Kooperations-

vereinbarung nach § 2 Abs. 3 Satz 2 ist festzulegen, 

dass die Zuwendungen von der Stiftung zur De-

ckung ihrer Personalkosten nur in einem Ermächti-

gungsrahmen verwendet werden dürfen, der im 

Haushaltsplan des Landes festgesetzt wird. 
4
Dies 

gilt nicht für das aus Drittmitteln oder Sondermitteln 

des Landes oder Dritter außerhalb der in Satz 3 ge-

nannten Zuwendungen finanzierte Personal. 
5
Der 

Ermächtigungsrahmen nach Satz 3 wird bei tarifver-

traglichen oder gesetzlichen Änderungen, die sich 

auf die Höhe der Kosten des betreffenden Personals 

auswirken, entsprechend angepasst. 
6
Die Stiftung 

übermittelt dem Fachministerium auf Anforderung 

die zur Ermittlung der Zuwendungen erforderlichen 

Daten so rechtzeitig, dass das Fachministerium die 

Voranschläge nach § 27 Abs. 1 der Niedersächsi-

schen Landeshaushaltsordnung erstellen kann.“ 
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 Artikel 3/2 

 Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes zur Errichtung 

der Niedersächsischen Technischen Hochschule 

und zur Auflösung der Niedersächsischen  

Technischen Hochschule 

  

 § 1 

 Aufhebung des Gesetzes zur Errichtung der  

Niedersächsischen Technischen Hochschule 

  

 
 

Das Gesetz zur Errichtung der Niedersächsi-

schen Technischen Hochschule (NTHG) vom 

15. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 416), zuletzt geän-

dert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 

18. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 477), wird aufge-

hoben. 

  

 § 2 

 Auflösung der Niedersächsischen  

Technischen Hochschule 

  

  Die Niedersächsische Technische Hochschule 

(NTH) ist mit Ablauf des 31. Dezember 2015 aufge-

löst. 

  

 § 3 

 Überleitungsvorschriften 

  

  (1) Vorhaben der NTH werden von der Mit-

gliedsuniversität fortgeführt, die das Vorhaben im 

Jahr 2015 fortgeführt hat. 

  

  (2) 
1
Die Universität Hannover erstellt die 

Schlussbilanz der NTH zum 31. Dezember 2015. 
2
Noch vorhandene Mittel, die zuvor der NTH zuge-

wiesen waren, werden nach deren Auflösung von 

der Universität Hannover verwaltet. 

  

  

Artikel 4 Artikel 4 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

  

 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. unverändert 

 

(Ausgegeben am 09.12.2015) 
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